
für das Nachschlagewerk! 
für die .Amtliche Sammlimg!

■ I f t

Gesetz* BGB §§ 844 ABs 2 
ZPO § 256«

Rechtssöltzes 1.) Im Palle des § 844 ABs 2 BGB Besteht zwi­
schen dem Ersatzpflichtigen und dem Dritten 
ein Rechtsverhältnis, auch wenn ein Schaden 
noch nicht eingetreten ist«

*

2<>) Besteht eine gewisse Wahrscheinlichkeit« der 
Berechtigte werde Unterhalt verlangen können 
und der Getötete wäre zur Leistung des Un­
terhalts verpflichtet gewesen, so ist eine 
Peststellungsklage auf Schadensersatz ge­
mäß § 844 Äbs 2 BGB möglich« An die Beweis­
führung insoweit sind keine hohen .Anforderun­
gen zu stellen«. (Die Rechtsprechung des. . 
Reichsgerichts wird beihehalten RGlff 1911? 
153S

3o)Die mutmaßliche Leistungsfähigkeit des Getö­
teten ist an Hand der zur Zeit der Urteils­
findung bekannten Tatsachen zu prüfen«. Hier­
bei sind das Älter, die Gesundheit, die 
geistige Befähigung, Schul- und Berufsaus­
bildung, Arbeitswilligkeit und Erwerbsmög­
lichkeiten zu berücksichtigen«, La es auf 
die besonderen Umstände des Einzelfalles an­
kommt, ist eine bestimmte Altersgrenze, von 
der an die mutmaßliche Leistungsfähig)?:eit 
eines getöteten Kindes erst beurteilt werden 
kann, nicht featzulegen«.

.Aktenzeichens III ZR 119/51 
Urteil vom 3o Lezember 1951 OLG Düsseldorf
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V erkundet
am 3* Bezember 1951
Fieser, Justizangestellter 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

I m  N a m e n  d e s  V o l k e s
- In dem Rechtsstreit

& Sohn in B(der Firma W.
Im ICflPQ#,

Beklagten, Berufungsbeklagten und Revisionsklägerin,
- Prozessbevollmächtigter: Rechtsanwalt Br<
gegen
den Feinmechaniker Wilhelm I4HIV in 
Ka®strasse flP,

Kläger, Berufungskläger und Revisionsbeklagten,
- Prozessbevollmächtigter: Rechtsanwalt Br« -
hat der III0 Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die 
mündliche Verhandlung vom 3® Bezember 1951 unter Mit- 
wirlcung des Senatspräsidenten Br« Riese und der Bundes- 
rieliter Br» Pagendarm, Br« Kleinewefers, Br« Gelhaar und 
Br» Bock
für Recht erkannt:

Bie Revision der Beklagten gegen das Urteil des 
lo Zivilsenats des Oberlandesgerichts in Büsseldorf 
vom 29o März 1951 wird auf ihre Kosten mit der Mass- 
gabe zurückgewiesen, dass die festgestellte Verpflich­
tung der Beklagten nur im Rahmen des Kraftfahrzeugge­
setzes besteht.

*

-4
ii
%i
i

' i i• iI •

<Ii

' '<

t.

Von Rechts wegen



*- 2

Tatbestand§

Am 17« Januar 1949 fuhr der Lastwagen der Beklag­
ten durch die B u ^ m ^  Strasse in Bas rechte
Vorderrad löste sich, rollte weiter und erfasste die am 
9o September 1936 geborene Tochter des Klägers, die 
tödlich verletzt wurde* Ber Kläger ist als Feinmechani­
ker bei der B ^ H H V - A G  tätig* Er war
im Zeitpunkt des Unfalls 47 Jahre alt, seit über äehn 
Jahren leidet er an nervösen Schwächeerscheinungen mit 
Herzschäden* Sein monatliches Einkommen beträgt etwa 
270 BM netto, von dem er seine Ehefrau und zwei Söhne 
zu unterhalten hat* Ein Sohn studiert Zahnheilkunde, der 
andere ist in einem Milchgeschäft tätig*

Ber Kläger hat Ersatz der Beerdigungskosten ver­
langt und weiter beantragt festzustellen, dass die 
Beklagte verpflichtet ist, ihm allen weiteren Schaden 
zu ersetzen, der ihm aus dem Verkehrsunfall ai 17* Ja- 
nuar 1949 noch entstehen wird*

Bas Landgericht hat dem Zahlungsanspruch stattge­
geben, den Feststellungsantrag jedoch abgewiesen* Auf 
die vom Kläger eingelegte Berufung hat das Oberlandes*- 
gericht das Urteil abgeändert, soweit Klageabweisung er­
folgt war, und festgestellt, dass die Beklagte verpflich­
tet ist, dem Kläger insoweit Schadensersatz zu leisten, 
als die durch den VerkehrsUnfall vom 17- Januar 1949 
getötete Tochter des Klägers ihm zur Gewährung des Un­
terhalts verpflichtet sein würde*

Mit der Revision begehrt die Beklagte die Abwei­
sung des Feststellungsantrags* Ber Kläger bittet um* 
Zurückweisung der Revision*
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Entscheidungsgründe%
‘ iTi ‘-  —LT f -  n  ■ m i«

Gegen die Zulässigkeit der Revision bestehen 
keine Bedenken, da das Berufungsgericht sie wegen der 
grundsätzlichen Bedeutung der Rechtssache zugelassen 
hat« Die Revision ist jedoch nicht begründet«

I o

Die Revision lügt zu Unrecht, dass der Kläger 
an der begehrten Feststellung kein rechtliches Inter­
esse habe.«

1«) Zwischen dem Kläger und der Beklagten ist 
dadurch, dass bei dem Betrieb des Kraftfahrzeugs der 
Beklagten die Tochter des Klägers getötet wurde, ein 
Rechtsverhältnis begründet worden« Nach § 7 in Jer- 
bindung mit § 10 KrfzG hat die Beklagte dem Kläger die* 
Beerdigungskosten zu erstatten und insoweit Schadens­
ersatz zu leisten, als die Tochter des Klägers zur Ge­
währung von Unterhalt verpflichtet gewesen sein würde« 
Ein Rechtsverhältnis besteht auch hinsichtlich des 
letzteren Anspruchs, obgleich insoweit ein Schaden 
für den Kläger noch nicht eingetreten und der Ein­
tritt dieses weiteren Schadens nicht sicher isto 
Greiff (Feststellungsklage auf Schadensersatzrente 
wegen Tötung des mutmasslichen Ernährers? in NJW 51, 
689) meint zwar, wenn der Eintritt eines Schadens noch 
nicht sicher sei, sei ein Rechtsverhältnis nicht ge- 
gebreä, weil ein Schadensersatzanspruch noch nicht ent­
standen sei« Es gebe einen Anspruch auf Ersatz Ziffern« 
mässig''noch zu klärenden Schadens, nicht aber auf Er-
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satz eines vom Eintritt noch fehlender gesetzlicher 
Voraussetzungen abhängigen ’’eventuellen Schadens”« Der 
’’eventuelle Schadensersatzanspruch” sei einer Fest­
stellung auch nicht als Ausfluss eines, weiteren, diesen 
möglichen Anspruch umfassenden Rechtsverhältnisses zu­
gänglich, etv/a als Ausfluss einer unerlaubten Handlung 
uswo Denn diese sei ein blosser Tatbestand, der allein 
noch keine bürgerlich-rechtlichen Rechtsbeziehungen des 
Klägers zum unmittelbar oder mittelbar Berührten schaf­
fe* Rechtsbeziehungen entständen erst, wenn- die uner­
laubte Handlung einen tatsächlichen Schaden verursacht 
habe* Diese Auffassung, die sich in Widerspruch zu der 
herrschenden Meinung setzt, ist irrig* Unter einem Rechts­
verhältnis ist nicht nur eine (bereits bestehende) kon­
krete rechtlich geregelte Beziehung einer Person zu ei­
ner anderen oder zu einem Gegenstand zu verstehen, son­
dern unter diesen Begriff fallen auch Beziehungen, die 
als Rechtsfolge künftig hieraus erwachsen (ähnlich RGZ 
107 j 303 /504*7) * Auch bedingte oder nur mögliche künf­
tige Beziehungen jener Art können die Grundlage einer 
Feststellungsklage bilden (RGZ 123, 232 /?33/) • Ein 
Rechtsverhältnis liegt daher auch dann vor, wenn eine 
Verbindlichkeit noch nicht entstanden, aber.für den 
späteren Eintritt derselben der Grund in der Art ge­
legt ist, dass die Entstehung einer Verbindlichkeit 
nur von dem Eintritt weiterer Umstände oder dem Zeit­
ablauf abhängt (Ilellv/ig, Lehrbuch des Deutschen Zivil- 
prozessrochts 1903 Bd JE S 193 Anm 4 und S 383; System 
des Deutschen Zivilprozessrechts 1* Teil 1912 S 282; 
Rosenberg, Lehrbuch des Zivilprozessrechts 5* Aufl S 371«



- 5 -

Baurabach-Lauterbach ZPO 20. Aufl Anm 2 D za § 256; 
Stein-Jonas-Schönke ZPÖ 17. Aufl Aim II 4 zu § 256;
RGZ 13 , 372 /57J7? 61, 164 /X68/'; RG in Gruch Beitr 
50, 1074 /10767; RGZ 86, 374 /37j>7 mit weiteren-Nachwei­
sen). Es ist hur erforderlich, dass für‘die Entstehung 
eines Anspruchs der Grund in der Art gelegt ist, dass 
schon eine Rechtsbeziehung besteht, dagegen nicht, 
dass alle Umstände, von denen die Entstehung des An­
spruchs abhängt, bereits eingetreten sind«

2«) Das rechtliche Interesse des Klägers an der 
Feststellung dieses Rechtsverhältnisses ist nach der 
Auffassung des Reichsgerichts, der sich auch die Recht­
sprechung der Oberlandesgerichte angeschlossen hat, nicht 
bereits durch die binnen zwei Jahren eintretende Verwah­
rung der Ansprüche aus dem Kraftfahrzeuggesetz begrün­
det, sondern liegt nur vor, wenn darüber hinaus eine ge­
wisse Wahrscheinlichkeit dafür besteht, dass die Unter­
haltspflicht eingetreten wäre (RG in WarnRspr 1930 Nr 
160)o Lediglich das OLG Freiburg ist demgegenüber der Auf­
fassung, das Interesse an alsbaldiger Feststellung sei 
nur durch das Bestreiten der Beklagten und die kurze 
Verjährung des Anspruchs gegeben« Wenn die mutmassli­
che Leistungsfälligkeit des Getöteten verneint werde', 
fehle es an einer Voraussetzung des materiellen An­
spruchs, der die Grundlage des Rechtsverhältnisses bil­
de, dessen Bestehen festgestellt werden solle (OLG Frei­
burg in VersR 1950, 118). Ob die mutmassliche Leistungs­
fähigkeit des Getöteten Voraussetzung des Feststellungs­
interesses oder des materiellen Anspruchs ist, kann hier 
dahingestellt bleiben. Das Berufungsgericht hat dem 
Feststellungsantrag zu Recht stattgegeben, da hier eine



gewisse Wahrscheinlichkeit dafür besteht, dass die Be­
dürftigkeit des Berechtigten und die Leistungsfähigkeit 
des Getöteten eingetreten wäre« Da diese Umstände sich 
von der Gegenwart aus niemals mit vollkommener Sicher­
heit beurteilen lassen,ist nur erforderlich, dass nach 
der Erfahrung des Lebens und dem gewöhnlichen Lauf der 
Dinge die spätere Verwirklichung des Unterhaltsanspruchs 
nicht ausgeschlossen erscheint, vielmehr mit einer ge­
wissen Wahrscheinlichkeit anzunehmen ist* An die Beweis­
führung dürfen keine strengen Anforderungen gestellt 
werden* Es muss vielmehr dem richterlichen Ermessen ein 
möglichst weiter Spielraum offen bleiben (RG in JW 1911» 
153)o

a) Im vorliegenden Palle lässt sich nicht von der 
Hand weisen, dass der Kläger in absehbarer Zeit unter­
haltsbedürftig v/ird* Der ";läger leidet mit seinen 49 
Jahren an Schwächeerscheinungen mit Herzschäden* Es ist 
daher nicht nur möglich, sondern auch bis zu einem ge­
wissen Grade wahrscheinlich, dass er infolge dieses 
Leidens seinem Berufe in absehbarer Zeit nicht mehr 
nachgehen kann. Es ist fraglich, ob' er dann seinen Un­
terhalt mit 120 bis 130 DM, die er nach 30-jähriger Bei­
tragszahlung als Invalidenrente erhalten würde, bestrei­
ten kann. Dass der Kläger zv/ei weitere Söhne hat, die 
ihm im Palle der Bedürftigkeit unterhaltspflichtig wer­
den, ist entgegen der Meinung der.Revision nicht von Be­
deutung* Der Anspruch des Klägers auf Schadensersatz ge­
gen die Beklagte wird nach § 844 Abs 2 in Verbindung mit 
§ 843 Abs 4 BGB durch den Unterhaltsanspruch gegen seine 
beiden Söhne nicht ausgeschlossen*
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h) Es besteht auch eine gewisse Wahrscheinlichkeit, 
dass die getötete Tochter des Klägers im Stande gewe­
sen wäre, unter Berücksichtigung ihrer sonstigen Ver­
pflichtungen und ohne Gefährdung ihres eigenen stan- 
desgemässen Unterhalts dem.Kläger Unterhalt zu gewähren**

Das Reichsgericht hat bei Tötung von 6, 7* 9 und 
13 Jahre alten Söhnen den Feststellungsantrag für ge­
rechtfertigt erachtet (RG in WarnRspr 1911 Nr 123; JW 
1909* 314; WarnRspr 1910 Nr 206)0 Es meint, in diesen 
Fällen sei die Möglichkeit, dass der Getötete Unterhalt 
hätte leisten können, nicht so entfernt, dass mit ihr nicht 
gerechnet v/erden könne. Die Rechtsprechung der Oberlan­
desgerichte neigt vielfach dazu, bei der Prüfung der 
mutmasslichen Leistungsfähigkeit des Getöteten einen 
strengeren Masstab anzulegen« Das OLG Hamburg hat bei 
einem '4-jährigen Sohne (DJZ 1904* 752), das OLG Köln 
und das OLG Dresden bei 5-jährigen Töchtern (JW 33;
1895? OLGRspr BD 20, 267)* das OLG Karlsruhe bei einem 
7-jährigen Kind (DJZ 1916, 546) die mutmassliche Lei­
stungsfähigkeit verneint« Es wird hierzu ausgeführt, 
bei derart kleinen Kindern fehle es an jedem Anhalt, 
ob das Kind so lange am Leben geblieben und zu einem 
Erwerb gekommen wäre, der es ihm ermöglicht hätte, sei- * 
ner Unterhaltspflicht naehzukommen (DJZ 1904* 752)« In 
anderen Entscheidungen haben das OLG Hamburg bei.einem 
5-jährigen Sohn und das OLG Dresden bei einem 6 1/2-jäh­
rigen Jungen die mutmassliche Leistungsfähigkeit bejaht 
(JRU926 Nr 385; JW 1936, 1389)* Das OLG Dresden führt 
allerdings aus, der Anspruch sei in hohem Grade bedingt 
und ungewiss; das Peststellungsinteresse habe nur einen 
geringen Streitwert, so dass das Amtsgericht zuständig



I
: i'

c - 8 —

seio Das OLG Hamm hält das Feststellungsinteresse auch 
bei einem 4-jährigen Jungen für gegeben (JW 1932, 2737)o 
Es meint, nach dom gewöhnlichen Lauf der Dinge sei an­
zunehmen, dass der 4-jährige Sohn zu einem Menschen mit 
normalen körperlichen und geistigen Fähigkeiten heran- 
gewachsen und mit 18 Jahren in der Lage gewesen wäre, 
für seihen Vater zu sorgen» Grasshoff führt in der 
Anmerkung zu dieser'Entscheidung aus, es sei. bei sol­
chen Feststellungsklagen richtiger, die Unmöglichkeit 
des späteren positiven Nachweises der Unterhaltspflicht 
im Falle.der Leistungsklage zu betonen und .damit -Ihre . 
Abweisung zu rechtfertigen« In neuerer Zeit haben das 
OLG Köln bei einer' 2 1/2 jährigen Tochter, das OLG Bam­
berg bei einem 6-jährigen Kind und das OLG Freiburg bei 
einem 10-jährigen Jungen den Feststellungsantrag abge­
wiesen (VersR 1951 3* Sonder-Nr S 85; VersWirt 1948, 262; 
VersR 1950, 118)« Das OLG Bamberg führt aus, eine Ent­
scheidung über die. mutmassliche Leistungsfähigkeit lasse 
sich bei einem Kind im Alter von 6 Jahren nicht treffen« 
Abgesehen von der Länge der Zeit bis zu dem theoretisch 
frühest möglichen Zeitpunkt für eine Leistungsmöglich­
keit fehle es an jeder Beweismöglichkeit darüber, ob 
überhaupt und wenn ja, in welcher Höhe, das Kind in die 
Lage kommen werde, seine Eltern ohne Gefährdung seines 
eigenen standesgemassen Unterhalts zu unterstützen« Dies 
lasse sich erst bei einem 12-jährigeh Kind auf Grund 
seiner körperlichen und geistigen Entwicklung, seiner 
Leistungen in der Schule, seiner bisher gezeigten Nei­
gungen und Fähigkeiten beurteilen« Nach Höring (in der 
Anm zu dem genannten Urteil in VersWirt 1948, 262) kann

i
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die Peststeilungsklage nur Erfolg haben* wenn der getö­
tete Hinderjährige bereits die Anfänge des erwerbsfähi­
gen Alters erreicht habe, weil erst dann mit einer ge­
wissen Wahrscheinlichkeit der zukünftige Ablauf dör Ge­
schehnisse beurteilt werden könne«, Das OLG Frankfurt hält 
den Feststellungsanspruch nicht für gerechtfertigt, wenn 
der Getötete erst 8 Jahre alt gewesen sei und der Kläger 
mit 33 Jahren im besten Mannesalter stehe (VersV/irt 1949, 
391)® Demgegenüber hat das LG Ulm nur darauf abgestellt, 
ob eine Möglichkeit bestehe, dass der Getötete unterhalts­
pflichtig werden konnte (VersWirt 1949, .454)®

Bei der Prüfung, ob eine gewisse Wahrscheinlichkeit 
dafür besteht, dass die getötete Tochter des Klägers unter­
haltspflichtig werden konnte, ist zu berücksichtigen, dass 
auf die besonderen Umstände des einzelnen Falles ankommt, i 
dass sich eine bestimmte Altersgrenze, von der an die Lei­
stungsfähigkeit des Getöteten beurteilt werden kann, nicht 
festsetzen lässt« Es muss im einzelnen Fall die Wahr­
scheinlichkeit dafür, dass der Verpflichtete leistungs­
fähig gewesen wäre, nach den zur Zeit der Urteilsfindung 
bekannten Tatsachen geprüft werden« Hierbei sind das Al­
ter, die Gesundheit, die geistige Befähigung, die Schul-

t

und Berufsausbildung, der Charakter des Kindes, seine Ar­
beitswilligkeit und die Erwerbsmöglichkeiten zu berück­
sichtigen« Aus diesen Umständen muss sich eine gewisse 
Wahrscheinlichkeit dafür ergeben, dass der Unterhalts­
pflichtige leistungsfällig geworden wäre« Dies ist bei 
der 12-jährigen Tochter des Klägers der Fall® Das Be­
rufungsgericht hat unter Berücksichtigung der Veranlagung 
der 12-jährigen Tochter des Klägers, ihrer Gesundheit 
und der gesamten Verhältnisse rechtsirrtumsfrei angenom-
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I

men, dass eine gewisse Wahrscheinlichkeit dafür besteht, 
dass sie zur Leistung von Unterhalt an den Kläger imstan- 
de gewesen sein würde* Es ist bei den Verhältnissen des Klä­
gers nicht gerechtfertigt, bei Beurteilung der mutmasslichen j 
Leistungsfähigkeit einen Unterschied zwischen Söhnen und j
Töchtern zu machen« Es kann nach der allgemeinen Lebens- 
erfahrung angenommen werden, dass die Tochter des Klägers i

j

einen Beruf erlernt hätte« Der Kläger hat hierzu auch vor- *
getragen, dass er die Absicht gehabt habe, die Tochter j
Lehrerin werden zu lassen« Ob die Tochter sich verhei- I
ratet hatte, kann hier dahingestellt bleiben« Sie hätte ,
möglicherweise auch nach ihrer Verheiratung ihren Be- ~j
ruf weiter ausgeübt« Auf alle Fälle ist wahrscheinlich, 1
dass sie bis zu ihrer Verheiratung den erlernten Beruf * 1
ausgeübt hätte«

II«
Die Rüge der Revision, das Berufungsgericht habe

den § 249 BGB verletzt, ist unzutreffend« Durch das 
Feststellungsurteil ist nur die Verpflichtung der Be­
klagten zum Ersatz eines künftig eintretenden Schadens 
ausgesprochen« Es ist nicht ersichtlich, inwiefern 
hierin eine Besserstellung des Klägers gegenüber dem 
Sustand, wie er ohne den Unfall bestanden hätte, lie­
gen soll« Dass eine gewisse Y/ahrscheinlichkeit für den 
Eintritt eines Schadens besteht, ist bereits dargelegt« 
Ob wirklich ein Schäden eintritt, kann erst bei der 
Leistungsklage geprüft werden«

• IIIo .
Die Revision rügt weiter, dass d$s Berufungsge-
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rieht die Aufwendungen, die der Kläger für den Unter­
halt und die Ausbildung seiner Tochter hätte machen 
müssen, auf den Unterhaltsanspruch nicht angerechnet 
hat« Auch diese Rüge ist nicht gerechtfertigto Ob die 
Ersparnisse des Klägers an Unterhalt und Ausbildung 
für seine Tochter auf seinen Anspruch nach § 10 Abs 2 
KrfzG anzurechnen sind, kann hier dahingestellt blei­
ben* Das rechtliche Interesse des Klägers an der be­
gehrten Feststellung wäre allenfalls dann ausgeschlos­
sen, wenn bereits bei Erlass des Feststellungsurteils 
feststehen würde, dass ein Schaden nicht mehr entste­
hen kann, weil die Beträge, die der Kläger für die 
Unterhaltung seiner getöteten Tochter hätte aufwenden 
müssen, den Betrag erreichen oder übersteigen würden, 
den er von seiner Tochter als Unterhalt erhalten hatte«. 
Dies ist aber nicht der Fall* In welchem Masse der Klä­
ger von seiner Tochter unterstützt worden wäre, kann 
jetzt noch nicht beurteilt werd'en, da nicht feststeht, 
wann der Kläger arbeitsunfähig werden wird* Es besteht 
daher eine gewisse Y/ahrscheinlichkeit, dass dem Kläger, 
selbst wenn die Ersparnisse anzurechnen wären, ein Scha­
den entstehen wird«

Die Revision der Beklagten erweist sich somit 
als unbegründet* Da sich aus den Gründen des Berufungs- 
urteils ergibt, dass die Beklagte nur nach §§ 7> 10 
Abs 2 KffzG schadensersatzpflichtig ist, diese Beschrän­
kung aber in der Urteilsformel nicht zum Ausdruck ge­
kommen ist, bedarf die Urteilsformel insoweit einer Er­
gänzung« Eine Änderung der Urteilsformel, die nur der
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Klarstellung dient, ist zulässig (Stein-Jonas-Schönke 
ZPO 17 * Aufl Anm III zu § 563; RGZ 101, 108 ^TlOj; RGJW 
1908, 454) o Die Revision v/ar daher mit der getroffenen Mass 
gäbe zurückzuweisen. 'Die Kostenentscheidung ergeht ge­
mäss §'97 ZPO.

Dr«, Riese Dr. Pagendarm Dr. Kleinev/efers
Dr. Gelhaar Dr. Bock
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